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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien hat durch seinen Richter Mag. Wostri über die

Beschwerde der Frau A. B. gegen das Straferkenntnis der Landespolizeidirektion

Wien, Sicherheits- u. Verwaltungspolizeiliche Angelegenheiten, SVA Referat 3 -

Vereins-, Versammlg-, Medienrechtsangel., vom 22.09.2023, GZ: ..., wegen

Übertretung des 1. § 14 Abs. 1 Versammlungsgesetz 1953 (VersG), 2. § 7a Abs. 4

VersG,

zu Recht  e r k a n n t:

I. Gemäß § 50 Abs. 1 VwGVG wird der Beschwerde Folge gegeben, das

Straferkenntnis behoben und das Verfahren gemäß § 45 Abs. 1 Z 2 VStG

eingestellt.

II. Gemäß § 52 Abs. 8 VwGVG hat die Beschwerdeführerin keinen Beitrag zu den

Kosten des Beschwerdeverfahrens zu leisten.

III. Gegen diese Entscheidung ist gemäß § 25a Abs. 1 VwGG eine ordentliche

Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG

unzulässig.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

Der Beschwerdeführerin A. B. (kurz: BF) wurden mit Straferkenntnis vom

22.9.2023 folgende Verwaltungsübertretungen zur Last gelegt:

Wegen den Verwaltungsübertretungen nach § 14 Abs. 1 und § 7a Abs. 4

Versammlungsgesetz 1953 - VersG wurden über die BF zwei Geldstrafen idH von

EUR 500,- (Ersatzfreiheitsstrafen für den Fall der Uneinbringlichkeit im Ausmaß

von jeweils 4 Tagen 4 Stunden) verhängt.

In der dagegen fristgerecht eingebrachten Beschwerde nahm die BF umfassend

Stellung.

Aufgrund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens wird folgender

Sachverhalt als erwiesen angenommen:

Das Straferkenntnis stützt sich auf die Anzeige vom 15.9.2023. Darin wird

ausgeführt, dass die BF mit einer Gruppe weiterer Personen an einer Versammlung

teilgenommen habe. Um 14:28 Uhr (so im „Erfassungstext“ der Anzeige) sei die

Versammlung vom Behördenvertreter aufgelöst worden. Die

Versammlungsteilnehmer seien aufgefordert worden den Versammlungsort zu
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verlassen. Diese hätten die Frist verstreichen lassen und seien am

Versammlungsort verblieben. Um 14:23 Uhr seien sie erneut über die

Strafbarkeit informiert und zum Verlassen der Fahrbahn aufgefordert worden,

widrigenfalls sie festgenommen würden. In weiterer Folge seien mehrere Personen

festgenommen worden.

Die BF wurde um 14:23 Uhr festgenommen und in das Polizeianhaltezentrum

Roßauer Länder gebracht. Um 22:40 Uhr wurde sie aus der Haft entlassen.

Aus dem Akt ergeben sich keinerlei Anhaltspunkte, dass die BF am 15.9.2023 an

einer Versammlung teilgenommen habe, welche um 15:18 Uhr aufgelöst wurde

und sie trotz Versammlungsauflösung bis 15:23 Uhr am Versammlungsort

verblieben sei. Derartiges kann daher nicht festgestellt werden.

Bei der Beweiswürdigung waren folgende Erwägungen maßgeblich:

Die Feststellungen ergeben sich aus dem von der belangten Behörde vorgelegten

Akt. Darin sind obige Feststellungen dokumentiert.

Wie die belangte Behörde aufgrund des Akteninhalts zu der im Straferkenntnis

angeführten Tatzeit kommt, ist nicht erklärlich und aktenwidrig. In der Anzeige

wird an keiner Stelle eine Versammlungsauflösung um 15:18 Uhr erwähnt,

vielmehr fand diese lt. Anzeige um 14:28 Uhr statt. Bemerkenswert ist hierzu

freilich, dass der BF in der Anzeige vorgeworfen wird, dass sie nachdem die

„Versammlung vom Behördenvertreter um 1428 Uhr für aufgelöst erklärt worden

war“ sie „bis zumindest 1423 Uhr am Versammlungsort verblieben“ ist. Auch wenn

die Anzeige durchaus verworren erscheint, ist es denkunmöglich hieraus das der

BF angelastete Verhalten zur Tatzeit „15:18 bis 15:23 Uhr“ abzuleiten, dies umso

mehr als sich die BF zu dieser Zeit in Haft befand. Offenkundig wurde im

Straferkenntnis irrtümlich eine falsche Tatzeit verwendet.
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Rechtlich war dieser Sachverhalt folgendermaßen zu würdigen:

Das Versammlungsgesetz 1953, BGBl. Nr. 98/1953 idF BGBl. I Nr. 63/2017 (im

Folgenden kurz „VersG“) lautet auszugsweise:

„§ 1. Versammlungen sind nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Gesetzes gestattet.
§ 2. (1) Wer eine Volksversammlung oder überhaupt eine allgemein zugängliche Versammlung ohne

Beschränkung auf geladene Gäste veranstalten will, muß dies wenigstens 48 Stunden vor der beabsichtigten
Abhaltung unter Angabe des Zweckes, des Ortes und der Zeit der Versammlung der Behörde (§ 16) schriftlich
anzeigen. Die Anzeige muß spätestens 48 Stunden vor dem Zeitpunkt der beabsichtigten Versammlung bei der
Behörde einlangen.

(1a) Gemäß Abs. 1 anzuzeigen ist auch die beabsichtigte Teilnahme von Vertretern ausländischer Staaten,
internationaler Organisationen und anderer Völkerrechtssubjekte. In diesem Fall muss die Anzeige spätestens eine
Woche vor dem Zeitpunkt der beabsichtigten Versammlung bei der Behörde (§ 16) einlangen.

(2) Die Behörde hat auf Verlangen über die Anzeige sofort eine Bescheinigung zu erteilen. Die Anzeige
unterliegt keiner Stempelgebühr.

[…]
§ 6. (1) Versammlungen, deren Zweck den Strafgesetzen zuwiderläuft oder deren Abhaltung die öffentliche

Sicherheit oder das öffentliche Wohl gefährdet, sind von der Behörde zu untersagen.
(2) Eine Versammlung, die der politischen Tätigkeit von Drittstaatsangehörigen dient und den anerkannten

internationalen Rechtgrundsätzen und Gepflogenheiten oder den völkerrechtlichen Verpflichtungen, den
demokratischen Grundwerten oder außenpolitischen Interessen der Republik Österreich zuwiderläuft, kann
untersagt werden.

[…]
§ 7a. (1) Der Schutzbereich einer rechtmäßigen Versammlung ist jener Bereich, der für deren ungestörte

Abhaltung erforderlich ist.
(2) Die Behörde hat unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten, der Anzahl der erwarteten

Teilnehmer sowie des zu erwartenden Verlaufes den Umfang des Schutzbereiches festzulegen. Die Festlegung
eines Schutzbereiches, der 150 Meter im Umkreis um die Versammelten überschreitet, ist nicht zulässig.

(3) Die Behörde kann von einer ausdrücklichen Festlegung des Schutzbereiches absehen, wenn 50 Meter im
Umkreis um die Versammelten als Schutzbereich angemessen sind. Wird von der Behörde nichts anderes
festgelegt, gelten 50 Meter im Umkreis um die Versammelten als Schutzbereich.

(4) Eine Versammlung ist am selben Ort und zur selben Zeit sowie im Schutzbereich einer rechtmäßigen
Versammlung verboten.

[…]
§ 11. (1) Für die Wahrung des Gesetzes und für die Aufrechterhaltung der Ordnung in einer Versammlung

haben zunächst deren Leiter und Ordner Sorge zu tragen.
(2) Sie haben gesetzwidrigen Äußerungen oder Handlungen sofort entgegenzutreten. Wenn ihren

Anordnungen keine Folge geleistet wird, ist die Versammlung durch deren Leiter aufzulösen.
[…]
§ 13. (1) Wenn eine Versammlung gegen die Vorschriften dieses Gesetzes veranstaltet wird, so ist sie von

der Behörde (§§ 16 Abs. 1 und 17) zu untersagen und nach Umständen aufzulösen.
(2) Desgleichen ist die Auflösung einer, wenngleich gesetzmäßig veranstalteten Versammlung vom

Abgeordneten der Behörde oder, falls kein solcher entsendet wurde, von der Behörde zu verfügen, wenn sich in
der Versammlung gesetzwidrige Vorgänge ereignen oder wenn sie einen die öffentliche Ordnung bedrohenden
Charakter annimmt.

§ 14. (1) Sobald eine Versammlung für aufgelöst erklärt ist, sind alle Anwesenden verpflichtet, den
Versammlungsort sogleich zu verlassen und auseinanderzugehen.

(2) Im Falle des Ungehorsams kann die Auflösung durch Anwendung von Zwangsmitteln in Vollzug gesetzt
werden.

[…]
§ 19. Übertretungen dieses Gesetzes sind, insofern darauf das allgemeine Strafgesetz keine Anwendung

findet, von der Bezirksverwaltungsbehörde, im Gebiet einer Gemeinde, für das die Landespolizeidirektion
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zugleich Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, aber von der Landespolizeidirektion, mit Arrest bis zu sechs
Wochen oder mit Geldstrafe bis zu 720 Euro zu ahnden.“

1. Das VersG definiert den Begriff der von ihm erfassten "Versammlung" nicht.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes ist eine

Zusammenkunft mehrerer Menschen dann als Versammlung iSd VersG zu

qualifizieren, wenn sie in der Absicht veranstaltet wird, die Anwesenden zu einem

gemeinsamen Wirken (Debatte, Diskussion, Manifestation usw) zu bringen, sodass

eine gewisse Assoziation der Zusammengekommenen entsteht. Ob diese

Voraussetzungen erfüllt sind, hängt nicht zuletzt von den konkreten Umständen

des Einzelfalles ab. Im Hinblick auf die in der Rechtsprechung entwickelten

Grundsätze (vgl. insbesondere zur Voraussetzung eines gemeinsamen Wirkens:

VfSlg 8685/1979, 15.680/1999, 18.483/2008, 18.560/2008 mwN sowie zur Dauer

der Veranstaltung und der Zahl ihrer Teilnehmer: VfSlg 11.651/1988,

11.935/1988, 20.275/2018 mwN) ist davon auszugehen, dass auch

Spontanversammlungen in den Schutzbereich der Versammlungsfreiheit fallen

können. Die Beurteilung, ob eine Zusammenkunft eine Versammlung ist, hat sich

primär an ihrem Zweck und den Elementen der äußeren Erscheinungsformen

(wozu die näheren Modalitäten, die Dauer und die Anzahl der Teilnehmer der

Veranstaltung gehören) zu orientieren. Dabei kommt es auf das erkennbar

geplante Geschehen und nicht etwa darauf an, ob die beabsichtigte

Zusammenkunft vom Veranstalter bei der Behörde formal als "Versammlung"

angezeigt wurde. Der Verfassungsgerichtshof hat in bestimmten

Fallkonstellationen zwar ausgesprochen, dass der Einsatz von

Kommunikationsmitteln wie das Aufstellen eines Informationsstandes das

erforderliche Entstehen einer Assoziation der Zusammengekommenen – also das

Vorliegen einer Versammlung – für sich genommen noch nicht belegt, oder er hat

gar unter Bedachtnahme auf den konkreten Sachverhalt den Charakter als

Versammlung verneint. Meist jedoch hat der Verfassungsgerichtshof einer

Zusammenkunft mehrerer Menschen den Versammlungscharakter nicht

abgesprochen. Auch eine längere Veranstaltungsdauer schließt die Qualifikation

der Aktivitäten als Versammlung nach der jüngeren Rechtsprechung des

Verfassungsgerichtshofes nicht generell aus. Auch hat der Verfassungsgerichtshof

in der Vergangenheit selbst dann, wenn (zwar inhaltlich nicht näher spezifizierte)

künstlerische Darbietungen ein Element des Zusammentreffens waren, nicht von

vornherein das Vorliegen einer Versammlung verneint, weil stets das
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Gesamtkonzept und insbesondere das damit intendierte gemeinsame "politische"

Wirken – hier der Klimaschutz – zu beurteilen sind. Auch der Umstand, dass

Versammlungen nicht auf geladene Gäste beschränkt, sondern öffentlich

zugänglich sind, dies mit dem Ziel, möglichst viele Menschen von politischen

Konzepten und Ideen zu überzeugen, war stets ein in die allgemeine Betrachtung

wesentlich einfließender Aspekt. Maßgeblich für die Qualifikation als Versammlung

ist, dass es sich um ein einer politischen Zielsetzung dienende, allgemein

zugängliches und nicht auf geladene Gäste beschränktes Zusammentreffen von

Menschen zum Austausch und zur Diskussion handelt (VfGH 15.06.2023,

E 1135/2022 mwN).

Als Veranstalter einer Versammlung kann nur auftreten, wer Rechtspersönlichkeit

besitzt, also neben einer natürlichen Person etwa ein Verein oder eine politische

Partei. Veranstalter einer Versammlung im Sinne des VersG ist eine natürliche

oder juristische Person, die die Versammlung einberuft, also zu ihr einlädt oder sie

organisiert; das ist der Einberufer, Organisator, Initiator oder Planer der

Versammlung. Veranstalter ist sohin, wer in den potenziellen Teilnehmern den

Willen zum Sichversammeln hervorrufen will, was regelmäßig in Form einer

Einladung (durch Plakate, persönliches Anschreiben, Aufrufe in Zeitschriften, im

Internet etc.) erfolgt. Bloß geringfügige Unterstützungshandlungen bei der

Organisation und Durchführung der Versammlung begründen keine

Veranstaltereigenschaft. Der Veranstalter muss an der (späteren) Versammlung

auch nicht teilnehmen. Den Veranstalter trifft die - durch § 19 VersG

verwaltungsstrafrechtlich sanktionierte - Pflicht, die Versammlung gemäß § 2

Abs. 1 VersG anzuzeigen. Bei ordnungsgemäß angezeigten Versammlungen (§ 2

Abs. 1 VersG) gilt daher als Veranstalter, wer in der Versammlungsanzeige als

solcher auftritt. Wird eine Versammlung nicht angezeigt, ist zunächst jene Person

als Veranstalter anzusehen, die nach den dargelegten Grundsätzen in den anderen

Versammlungsteilnehmern den Willen zum Sichversammeln hervorgerufen hat.

Darüber hinaus gilt als Veranstalter auch eine Person, die in der Öffentlichkeit

(vgl. VfSlg. 14.773/1997: Pressemitteilung über eine "Protestkundgebung") oder

gegenüber der Behörde als solcher auftritt, weiters, wer eine führende Rolle in der

Versammlung einnimmt. Die bloße Teilnahme an einer nicht ordnungsgemäß

angezeigten Versammlung ist nicht nach § 19 VersG strafbar (VwGH 22.03.2018,

Ra 2017/01/0359).
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Wie sich aus § 13 Abs. 1 VersG ergibt, kann die Auflösung einer bereits im Gang

befindlichen, gegen die Vorschriften des VersG verstoßenden Versammlung nur

"nach Umständen" verfügt werden. Nach der ständigen Rechtsprechung des

Verfassungsgerichtshofs muss für eine behördliche Auflösung ein zureichender -

zur bloßen Missachtung der Anzeigepflicht nach § 2 Abs. 1 VersG hinzutretender -

Grund vorliegen, um diese Maßnahme zu rechtfertigen. Liegen solche Umstände

nicht vor, ist die Verletzung der Anzeigepflicht (nur) durch die im § 19 VersG

vorgesehene Strafe sanktioniert. Welche Umstände eine Auflösung rechtfertigen,

ist nach den Gegebenheiten des Einzelfalles vor dem Hintergrund der

verfassungsgesetzlich garantierten Versammlungsfreiheit zu beurteilen. Die

Umstände, die zusätzlich zur Verletzung der Anzeigepflicht eingetreten sein

müssen, müssen so geartet sein, dass ohne diese Maßnahme eines der in Art. 11

Abs. 2 EMRK aufgezählten Schutzgüter gefährdet wäre. Die Ausübung des durch

Art. 11 Abs. 1 EMRK nicht nur österreichischen Staatsbürgern, sondern jedem

Menschen gewährleisteten Versammlungsrechtes kann auf Grund des

Gesetzesvorbehaltes des Abs. 2 "keinen anderen Einschränkungen unterworfen

werden als den vom Gesetz vorgesehenen, die in einer demokratischen

Gesellschaft im Interesse der nationalen und öffentlichen Sicherheit, der

Aufrechterhaltung der Ordnung und der Verbrechensverhütung, des Schutzes der

Gesundheit und der Moral oder des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer

notwendig sind".

2. Gemäß § 44a lit. a VStG hat der Spruch eines Straferkenntnisses, wenn er nicht

auf Einstellung lautet, die als erwiesen angenommene Tat zu enthalten. Danach

ist es rechtlich geboten, die Tat hinsichtlich des Täters und der Tatumstände so

genau zu umschreiben, dass die Zuordnung des Tatverhaltens zur

Verwaltungsvorschrift, die durch die Tat verletzt worden ist, in Ansehung aller

Tatbestandsmerkmale ermöglicht wird und die Identität der Tat (z.B. nach Ort und

Zeit) unverwechselbar feststeht. Was das erstgenannte Erfordernis anlangt, sind

entsprechende, d.h. in Beziehung zum vorgeworfenen Straftatbestand stehende,

wörtliche Anführungen erforderlich, die nicht etwa durch die bloße

paragraphenmäßige Zitierung von Gebots- oder Verbotsnormen ersetzt werden

können. Was das zweitgenannte Erfordernis anlangt (unverwechselbares

Feststehen der Identität der Tat), muss erstens im Spruch des Straferkenntnisses
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dem Beschuldigten die Tat insoweit in konkretisierter Umschreibung zum Vorwurf

gemacht werden, dass der Beschuldigte in die Lage versetzt wird, im ordentlichen

Verwaltungsstrafverfahren und gegebenenfalls im außerordentlichen Verfahren

(Wiederaufnahmeverfahren) auf den konkreten Tatvorwurf bezogene Beweise

anzubieten, um eben diesen Tatvorwurf zu widerlegen, und 2. der Spruch geeignet

sein, den Beschuldigten rechtlich davor zu schützen, wegen desselben Verhaltens

nochmals zur Verantwortung gezogen zu werden (VwGH 19.6.1990, 89/04/0270).

Die Umschreibung der Tat hat daher – bereits im Spruch und nicht erst in der

Bescheidbegründung (vgl. VwGH 1.7.2010, 2008/09/0149) – so präzise zu sein,

dass der Beschuldigte seine Verteidigungsrechte wahren kann und er nicht der

Gefahr einer Doppelbestrafung ausgesetzt ist (z.B. VwGH 12.3.2010,

2010/17/0017; VwGH 17.4.2012, 2010/04/0057), sie muss mithin die Zuordnung

des Tatverhaltens zur Verwaltungsvorschrift, die durch die Tat verletzt worden ist,

in Ansehung aller Tatbestandsmerkmale, die zur Individualisierung und

Konkretisierung des inkriminierten Verhaltens erforderlich sind, ermöglichen

(VwGH 20.7.1988, 86/01/0258) und sie darf keinen Zweifel daran bestehen

lassen, wofür der Täter bestraft worden ist (VwGH 23.4.2008, 2005/03/0243). Die

Umschreibung der als erwiesen angenommenen Tat hat sich am jeweils in Betracht

kommenden Tatbild zu orientieren (VwGH 25.2.1992, 91/04/0285), die Frage ihrer

Übereinstimmung mit den Erfordernissen des § 44a Z. 1 VStG ist folglich in jedem

konkreten Fall einzeln zu beurteilen (VwGH 17.9.2009, 2008/07/0067). Eine

ausreichende Konkretisierung wird aber in aller Regel die Angabe von Tatort,

Tatzeit sowie des wesentlichen Inhaltes des Tatgeschehens bedingen (VwGH

27.4.2011, 2010/08/0091).

Zur Umschreibung der als erwiesen angenommenen Tat gemäß § 44a Z 1 VStG

erkennt der Verwaltungsgerichtshof in ständiger Rechtsprechung, dass eine

Ungenauigkeit bei der Konkretisierung der Tat in Ansehung von Tatzeit und Tatort

dann keinen Einfluss auf die Rechtmäßigkeit der Entscheidung hat, wenn dadurch

keine Beeinträchtigung der Verteidigungsrechte des Beschuldigten und keine

Gefahr der Doppelbestrafung bewirkt werden (vgl. etwa VwGH 20.12.2021, Ra

2018/08/0013, 0066). Diese Überlegung hat der Verwaltungsgerichtshof auch

bereits für die nach § 44a Z 2 VStG gebotene Angabe der verletzten

Verwaltungsvorschrift als maßgeblich erachtet. Demnach dient die Einhaltung des
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§ 44a Z 1 und 2 VStG dazu, den Beschuldigten in die Lage zu versetzen, sich gegen

den Tatvorwurf verteidigen zu können und nicht der Gefahr einer

Doppelbestrafung ausgesetzt zu sein (VwGH 27.9.2021, Ra 2020/15/0087, mwN).

Vergleichbares hat auch für die Angabe der Strafsanktionsnorm nach § 44a Z 3

VStG zu gelten. Wie auch bei der Umschreibung der als erwiesen angenommenen

Tat gemäß § 44a Z 1 VStG kommt es bei der Angabe der verletzten

Verwaltungsvorschrift und der Sanktionsnorm gemäß § 44a Z 2 und 3 VStG daher

darauf an, dass die Norm (lediglich) unverwechselbar konkretisiert wird, damit die

beschuldigte Person in die Lage versetzt wird, dem Vorwurf entsprechend zu

reagieren und ihr Rechtsschutzinteresse zu wahren (vgl. zu § 44a Z 1 VStG etwa

VwGH 25.11.2021, Ra 2020/11/0134, m.w.N.). Maßgeblich ist daher, dass die

Angabe der verletzten Verwaltungsvorschrift (§ 44a Z 2 VStG) und der bei der

Verhängung der Strafe angewendeten Gesetzesbestimmung (§ 44a Z 3 VStG) in

einer Weise erfolgt, die den Beschuldigten in die Lage versetzt, sich gegen den

Tatvorwurf verteidigen zu können und nicht der Gefahr einer Doppelbestrafung

ausgesetzt zu sein (im Hinblick auf § 44a Z 2 VStG) bzw. nachvollziehen zu

können, welche konkrete Sanktionsnorm herangezogen wurde, um die

Zulässigkeit und die Höhe der über ihn verhängten Strafe überprüfen zu können

(VwGH 27.06.2022, Ra 2021/03/0328).

Die Verpflichtung der Berufungsbehörde, "in der Sache" zu entscheiden, besagt,

dass die Entscheidungsbefugnis der Berufungsbehörde durch den

Abspruchsgegenstand des angefochtenen erstbehördlichen Bescheides begrenzt

ist. Das bedeutet für den Bereich des Verwaltungsstrafverfahrens, dass es der

Berufungsbehörde untersagt ist, die dem Beschuldigten zur Last gelegte Tat gegen

eine andere Tat auszuwechseln (VwGH vom 23.11.1993, Zl. 93/04/0169 und vom

5.11.2014, Zl. Ra 2014/09/0018 - dies gilt für das Verwaltungsgericht

sinngemäß). Zulässig ist es hingegen, die rechtliche Beurteilung der Tat

auszutauschen, solange es um ein und dasselbe Verhalten des Beschuldigten geht,

also Identität der Sache (Tat) gegeben ist (VwGH vom 12.12.2001, Zl.

2000/03/0373, vom 15.6.2010, Zl. 2009/05/0262).

Aus der Anführung eines Tatzeitraumes im Spruch des erstinstanzlichen

Straferkenntnisses ergibt sich unabhängig von der mit der Bestrafung

verbundenen weiteren (Erfassungs-)Wirkung, dass Abspruchsgegenstand, und
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somit auch „Sache“ im Sinne des (nunmehr) § 50 VwGVG, ausschließlich die

Tatbegehung in diesem Zeitraum ist. Die Ausdehnung des Tatzeitraums durch das

Verwaltungsgericht ist keine (grundsätzlich zulässige) Präzisierung der rechtlichen

Grundlage der Bestrafung, sondern eine unzulässige Erweiterung des Tatvorwurfs

und der Sache des Verfahrens im Sinn des § 50 VwGVG, wozu das

Verwaltungsgericht nicht berechtigt ist (VwGH 01.06.2023, Ra 2022/07/0186).

Das Verwaltungsgericht ist jedoch berechtigt, eine im Straferkenntnis unrichtig

wiedergegebene Tatzeit zu berichtigen, wenn das Versehen für die Partei ohne

weiteres erkennbar war und die richtige Tatzeit innerhalb der

Verfolgungsverjährungsfrist dem Beschuldigten vorgehalten worden ist (VwGH

04.07.2022, Ra 2022/02/0106).

Im Straferkenntnis vom 22.9.2023 wurde der BF die falsche Tatzeit angelastet.

Dieses „Versehen“ war für die BF jedoch nicht „ohne weiteres“ erkennbar. Im

Straferkenntnis finden sich auch keine widersprüchlichen Angaben aus welchen

sich die korrekte Tatzeit herauslesen ließe. Sowohl im Spruch als auch in der

Begründung wird von einer Versammlungsauflösung um 15:18 (15:23) Uhr

ausgegangen. Selbst in der Strafverhandlungsschrift vom 15.9.2023 wird auf eine

um 15:18 Uhr stattfindende Versammlung abgestellt.

Da sich im Akt keine Hinweise finden, dass die BF an einer um 15:23 Uhr

stattfindenden Versammlung teilgenommen bzw diese veranstaltet habe und ihr

sohin die falsche Tatzeit angelastet wurde, ist das Straferkenntnis zu beheben und

das Verfahren einzustellen.

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass aus einer Vielzahl anderer Verfahren

gerichtsbekannt ist, dass es bei der gegenständlichen Veranstaltung zu mehreren

zeitlich unterschiedlich gelagerten Versammlungsauflösungen kam, sodass der

korrekten Tatzeit eine umso größere Bedeutung zukommt.

Von der Durchführung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung konnte in

Hinblick auf § 44 Abs. 2 VwGVG abgesehen werden.
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Unzulässigkeit der ordentlichen Revision

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des Art. 133

Abs. 4 B-VG zu beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder

weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Weiters ist

die dazu vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als

uneinheitlich zu beurteilen. Ebenfalls liegen keine sonstigen Hinweise auf eine

grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.

B e l e h r u n g

Gegen dieses Erkenntnis besteht die Möglichkeit der Erhebung einer Beschwerde

beim Verfassungsgerichtshof und/oder einer außerordentlichen Revision beim

Verwaltungsgerichtshof. Die Beschwerde bzw. Revision ist innerhalb von sechs

Wochen ab dem Tag der Zustellung der Entscheidung durch eine bevollmächtigte

Rechtsanwältin bzw. einen bevollmächtigten Rechtsanwalt abzufassen und ist die

Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und die außerordentliche Revision an

den Verwaltungsgerichtshof beim Verwaltungsgericht Wien einzubringen. Für die

Beschwerde bzw. die Revision ist eine Eingabegebühr von je EUR 240,-- beim

Finanzamt Österreich, Dienststelle Sonderzuständigkeiten zu entrichten, sofern

gesetzlich nicht anderes bestimmt ist.

Es besteht die Möglichkeit, Verfahrenshilfe für das Verfahren vor dem

Verwaltungsgerichtshof bzw. Verfassungsgerichtshof zu beantragen.

Verfahrenshilfe ist einer Partei so weit zur Gänze oder zum Teil zu bewilligen als

sie außerstande ist, die Kosten der Führung des Verfahrens ohne Beeinträchtigung

des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, und die beabsichtigte Rechtsverfolgung

oder Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erscheint.

Der Antrag auf Verfahrenshilfe ist für ein Beschwerdeverfahren vor dem

Verfassungsgerichtshof unmittelbar beim Verfassungsgerichtshof einzubringen.

Für ein außerordentliches Revisionsverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof ist

der Antrag unmittelbar beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen. Dies in beiden
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Fällen jeweils innerhalb der oben genannten sechswöchigen Beschwerde- bzw.

Revisionsfrist.

Ferner besteht die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und

die Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Der Verzicht hat

ausdrücklich zu erfolgen und ist bei einem Verzicht auf die Revision dem

Verwaltungsgericht, bei einem Verzicht auf die Beschwerde bis zur Zustellung der

Entscheidung dem Verwaltungsgericht, nach Zustellung der Entscheidung dem

Verfassungsgerichtshof schriftlich bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklären.

Der Verzicht hat zur Folge, dass eine Revision bzw. Beschwerde nicht mehr

zulässig ist. Wurde der Verzicht nicht von einem berufsmäßigen Parteienvertreter

oder im Beisein eines solchen abgegeben, so kann er binnen drei Tagen schriftlich

oder zur Niederschrift widerrufen werden.

Mag. Wostri


